
Schriftliche Anfrage  
der Abgeordneten Christian Hierneis, Patrick Friedl, Laura Weber  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
vom 25.05.2026

Wolfsmanagement

Das Landratsamt Oberallgäu hat am 30.04.2026 eine Abschussgenehmigung für einen 
Wolf erteilt. Der Bundes- und der Landesgesetzgeber haben kürzlich grundlegende 
gesetzliche Änderungen beim Umgang mit dem Wolf beschlossen.

Die Staatsregierung wird gefragt:

1.1 Um welches konkrete Individuum, für das vom Landratsamt Oberallgäu 
am 30.04.2026 eine Abschussgenehmigung erteilt wurde, handelt es 
sich (bitte angeben: Individuumsbezeichnung, Geschlecht, Alter, Her-
kunftspopulation, Ursprungsrudel, Standort des Ursprungsrudels)?   4

1.2 Was ist über die bisherigen Aufenthaltsorte und Wanderwege dieses 
Wolfes bekannt?   4

1.3 Welche C1-, C2- und C3-Meldungen liegen für dieses Individuum vor?   4

2.1 Welche nachgewiesenen und bestätigten Risse dieses Individuums 
sind dokumentiert (bitte angeben: Datum inkl. geschätzte Uhrzeit [bzw. 
vermutete Tageszeit, falls Uhrzeit nicht bekannt], genauer Ort des je-
weiligen Risse [Gemeinde, Landkreis, Höhe über NN], Entfernung zu 
nächster Hofstelle/Wohnbebauung, Anzahl der getöteten und verletzten 
Tiere, Art der getöteten und verletzten Tiere [z. B. Schafe, Ziegen, Rin-
der etc. inkl. genauer Rassenbezeichnung], Herdenschutz bei den je-
weiligen Rissereignissen vorhanden oder nicht, Art des Herdenschutzes 
bei den jeweiligen Rissereignissen [z. B. Zaun inkl. konkrete Art und 
Bauweise des Zauns/der Zäunung, Anzahl der Herdenschutzhunde, 
Behirtung, Behirtung dauerhaft oder sporadisch mit Anzahl der be-
hirtenden Personen, sonstige Herdenschutzmaßnahmen etc.])?   5

2.2 Bei wie vielen dieser Ereignisse wurde Herdenschutz durch diesen 
Wolf überwunden (bitte jeweils durch dieses Individuum überwundenen 
Herdenschutz genau bezeichnen)?   5

2.3 Welche Untersuchungen (bitte für jedes Ereignis einzeln aufführen) 
liegen der Annahme zugrunde, dass es sich bei den genannten Er-
eignissen jeweils um das identische Individuum handelt?   5
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3.1 Sind durch dieses Individuum in der Zukunft weitere Risse zu erwarten, 
auch wenn Herdenschutzmaßnahmen intensiviert werden?   6

3.2 Welche Mittel (bzw. Maßnahmen) wurden bei diesem Individuum vor 
der Abschussgenehmigung, die seitens des Landratsamts Oberallgäu 
als „letztes Mittel“ dargestellt wird, angewendet (bitte alle Maßnahmen 
aufzählen)?   6

3.3 Welche Tatbestandsmerkmale des § 45 Abs. 7 Bundesnaturschutz-
gesetz (BNatSchG) liegen bei diesem Wolf vor (bitte einzeln aufführen 
und begründen)?   6

4.1 Auf welcher Rechtsgrundlage erfolgte die Abschussgenehmigung 
(bitte genau darlegen und begründen)?   6

4.2 Welche zeitliche und konkrete räumliche Befristung sieht die Ge-
nehmigung vor?   6

4.3 Wie wird weiter vorgegangen, wenn innerhalb des Zeitraums der zeit-
lichen Befristung der Genehmigung der Abschuss nicht erfolgt ist?   7

5.1 Wie wird sichergestellt, dass nur der Wolf, auf den sich die Abschuss-
genehmigung bezieht, geschossen wird (bitte für den konkreten Fall 
und grundsätzlich darlegen)?   7

5.2 Was sind die juristischen Konsequenzen für alle Beteiligten, wenn ein 
anderer Wolf als der, auf den sich die Abschussgenehmigung bezieht, 
geschossen wird (bitte für den konkreten Fall und grundsätzlich dar-
legen)?   7

5.3 Welche Auswirkungen auf den Abschuss von Wölfen bzw. die Erteilung 
von Abschussgenehmigungen hat aus Sicht der Staatsregierung der 
Wegfall des § 45a BNatSchG?   7

6.1 Welche konkreten juristischen Subsumtionen und Prüfungen (z. B. 
Vorliegen von normativen Tatbestandsvoraussetzungen – bitte genau 
bezeichnen) müssen erfolgen, bevor eine Abschussgenehmigung  er-
teilt werden kann?   8

6.2 Welche wildbiologischen und sonstigen Untersuchungen (z. B. güns-
tiger Erhaltungszustand, Muttertierschutz, Rudelstruktur, Feststellung 
des Individuums etc.) müssen erfolgen, bevor eine Abschussge-
nehmigung für einen Wolf erteilt werden kann?   8

6.3 Welche juristischen und praktischen Konsequenzen für das Wolfs-
management ergeben sich aus der Übernahme des Wolfes in das 
Bundesjagdgesetz (BJagdG) und das Bayerische Jagdgesetz (BayJG; 
bitte alle Konsequenzen für alle Beteiligten [z. B. Behörden, Natur-
schutz, Jägerschaft etc.] aufzählen)?   8

7.1 Haben Jägerinnen und Jäger durch die Übernahme des Wolfes ins 
BJagdG und das BayJG nunmehr eine Hegepflicht für den Wolf?   8

7.2 Welches Ziel hat die für den Wolf existierende Hegepflicht für die 
Wolfspopulation und ihre Lebensgrundlagen?   9
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7.3 Wie haben Jägerinnen und Jäger aus Sicht der Staatsregierung kon-
kret die Hegepflicht für den Wolf umzusetzen (bitte alle Maßnahmen 
aufzählen)?   9

8.1 Können Wölfe durch die Übernahme des Wolfs ins Jagdrecht auch 
ohne durch die zuständigen Behörden erteilte Abschussgenehmigungen 
für einzelne konkret benannte Individuen geschossen werden?   9

8.2 Falls ja in Frage 8.1, wie ist das korrekte juristische Vorgehen (bitte 
konkrete Rechtsgrundlagen, Art des Bescheides und zuständige Be-
hörde benennen), um Wölfe auch ohne durch die zuständigen Be-
hörden erteilte Abschussgenehmigungen für einzelne konkret benannte 
Individuen schießen zu können?   9

8.3 Welchen Einfluss auf Abschussgenehmigungen von Wölfen (ob für 
konkrete Individuen oder Wölfe allgemein) hat der günstige Erhaltungs-
zustand des Wolfes in den jeweiligen biogeografischen Regionen?   10

Hinweise des Landtagsamts   11
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Antwort  
des Staatsministeriums für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie im 
Einvernehmen mit dem Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz  
vom 26.06.2026

1.1 Um welches konkrete Individuum, für das vom Landratsamt Oberallgäu 
am 30.04.2026 eine Abschussgenehmigung erteilt wurde, handelt es 
sich (bitte angeben: Individuumsbezeichnung, Geschlecht, Alter, Her-
kunftspopulation, Ursprungsrudel, Standort des Ursprungsrudels)?

Die Genehmigung des Landratsamts Oberallgäu vom 30.04.2026 erlaubte die Jagd in 
bestimmten Revieren auf einen Wolf – nicht auf ein konkretes Individuum.

Anlass für die Genehmigung waren Risse von Nutztieren in den Landkreisen Ober-
allgäu und Ostallgäu, welche alle dem Wolfsindividuum „GW5224m“ zugeordnet wer-
den konnten. Es handelt sich um ein adultes, männliches Tier. Der Wolf „GW5224m“ 
trägt den Haplotyp „HW22“. Demnach entstammt er genetisch der Alpenpopulation. 
Das Ursprungsrudel ist unbekannt.

1.2 Was ist über die bisherigen Aufenthaltsorte und Wanderwege dieses 
Wolfes bekannt?

1.3 Welche C1-, C2- und C3-Meldungen liegen für dieses Individuum vor?

Die Fragen 1.2 und 1.3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Der Wolf „GW5224m“ wurde genetisch in Bayern erstmals am 08.12.2025 im Landkreis 
Oberallgäu nachgewiesen, seither liegen nach derzeitigem Kenntnisstand folgende 
Nachweise für das Individuum in Bayern vor:

Datum Nachweis SCALP Lkr.
27.04.2026 Genetik (Rissabstrich Nutztier) C1 Ostallgäu

18.04.2026 Genetik (Rissabstrich Nutztier) C1 Oberallgäu

31.03.2026 Genetik (Rissabstrich Wildtier) C1 Oberallgäu

20.02.2026 Genetik (Urin) C1 Ostallgäu

17.02.2026 Genetik (Rissabstrich Wildtier) C1 Ostallgäu

02.02.2026 Genetik (Rissabstrich Nutztier) C1 Ostallgäu

19.01.2026 Genetik (Rissabstrich Wildtier) C1 Ostallgäu

11.01.2026 Genetik (Rissabstrich Wildtier) C1 Oberallgäu

08.12.2025 Genetik (Rissabstrich Nutztier) C1 Oberallgäu

Aus den Landkreisen Ostallgäu und Oberallgäu liegen zudem seit Dezember 2025 
weitere Nach- und Hinweise vor. Jedoch lassen Fotos und Videos, auch wenn sie als 
C1-Nachweise bestätigt werden konnten, sowie auch C2- und C3-Hinweise aufgrund 
der fehlenden Genetik bzw. Individualisierung (im Regelfall) keine Zuordnung zu einem 
bestimmten Individuum zu.
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Nachweise zu Wölfen sowie aktuelle Verdachtsfälle bei Nutztierrissen in Bayern kön-
nen auf der Internetseite des Landesamts für Umwelt (LfU) unter folgenden Internet-
links eingesehen werden: www.lfu.bayern.de1; www.lfu.bayern.de2.

2.1 Welche nachgewiesenen und bestätigten Risse dieses Individuums 
sind dokumentiert (bitte angeben: Datum inkl. geschätzte Uhrzeit 
[bzw. vermutete Tageszeit, falls Uhrzeit nicht bekannt], genauer 
Ort des jeweiligen Risse [Gemeinde, Landkreis, Höhe über NN], 
Entfernung zu nächster Hofstelle/Wohnbebauung, Anzahl der ge-
töteten und verletzten Tiere, Art der getöteten und verletzten Tiere 
[z. B. Schafe, Ziegen, Rinder etc. inkl. genauer Rassenbezeichnung], 
Herdenschutz bei den jeweiligen Rissereignissen vorhanden oder 
nicht, Art des Herdenschutzes bei den jeweiligen Rissereignissen 
[z. B. Zaun inkl. konkrete Art und Bauweise des Zauns/der Zäunung, 
Anzahl der Herdenschutzhunde, Behirtung, Behirtung dauerhaft oder 
sporadisch mit Anzahl der behirtenden Personen, sonstige Herden-
schutzmaßnahmen etc.])?

2.2 Bei wie vielen dieser Ereignisse wurde Herdenschutz durch diesen Wolf 
überwunden (bitte jeweils durch dieses Individuum überwundenen 
Herdenschutz genau bezeichnen)?

2.3 Welche Untersuchungen (bitte für jedes Ereignis einzeln aufführen) 
liegen der Annahme zugrunde, dass es sich bei den genannten Er-
eignissen jeweils um das identische Individuum handelt?

Die Fragen 2.1 bis 2.3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Für die Beantwortung wird auf die nachfolgende Tabelle verwiesen. Eine Bewertung 
eines vorhandenen Herdenschutzes erfolgt nur, soweit dies für eine Verwaltungsent-
scheidung erforderlich ist. Für die Erteilung der o. g. Abschussgenehmigung (vgl. Antwort 
zu Frage 1.1) war eine Bewertung des Herdenschutzes durch die untere Jagdbehörde 
nicht erforderlich (vgl. auch Antwort zu Frage 3.2). Angaben zu Uhrzeit, Tierrasse, 
Höhe über NN und Entfernung zum nächsten Wohngebäude bzw. Stallung konnten 
in der zur Verfügung stehenden Zeit mit vertretbarem Aufwand nicht ermittelt werden.

Datum Gemeinde Landkreis
Nutz-/ 
Wildtier Tierart

Anzahl 
toter 
Tiere

Untersuchung/Nach-
weis

08.12.2025 Wildpoldsried Oberallgäu Nutztier Schaf 2 Genetik Rissabstrich

11.01.2026 Haldenwang Oberallgäu Wildtier Reh 1 Genetik Rissabstrich

19.01.2026 Eggenthal Ostallgäu Wildtier Reh 1 Genetik Rissabstrich

02.02.2026 Eggenthal Ostallgäu Nutztier Schaf 4 Genetik Rissabstrich

17.02.2026 Eggenthal Ostallgäu Wildtier Reh 1 Genetik Rissabstrich

31.03.2026 Wildpoldsried Oberallgäu Wildtier Reh 1 Genetik Rissabstrich

1 https://www.lfu.bayern.de/natur/wildtiermanagement_grosse_beutegreifer/wolf/monitoring/index.
htm

2 https://www.lfu.bayern.de/natur/wildtiermanagement_grosse_beutegreifer/verdachtsfall/index.
htm
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Datum Gemeinde Landkreis
Nutz-/ 
Wildtier Tierart

Anzahl 
toter 
Tiere

Untersuchung/Nach-
weis

18.04.2026 Wildpoldsried Oberallgäu Nutztier Schaf 2 Genetik Rissabstrich

27.04.2026 Unterthingau Ostallgäu Nutztier Schaf 1 Genetik Rissabstrich

3.1 Sind durch dieses Individuum in der Zukunft weitere Risse zu er-
warten, auch wenn Herdenschutzmaßnahmen intensiviert werden?

Die mit dem Bescheid vom 30.04.2026 erteilte Genehmigung zur Jagd auf einen Wolf 
diente unter anderem der Abwendung weiterer landwirtschaftlicher Schäden nach 
§ 22d Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 Bundesjagdgesetz (BJagdG).

3.2 Welche Mittel (bzw. Maßnahmen) wurden bei diesem Individuum vor 
der Abschussgenehmigung, die seitens des Landratsamts Ober-
allgäu als „letztes Mittel“ dargestellt wird, angewendet (bitte alle 
Maßnahmen aufzählen)?

§ 22d Abs. 3 Satz 1 BJagdG setzt nach seinem Wortlaut keine Prüfung „zumutbarer 
Alternativen“ voraus, wie dies bei den nach alter Rechtslage zu prüfenden § 45 Abs. 7 
Satz 2 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vorgeschrieben war (vgl. Antwort auf 
Frage 3.3). Die Jagd auf einen Wolf im Rahmen einer Genehmigung nach § 22d Abs. 3 
Satz 1 BJagdG muss daher nicht zwingend das „letzte Mittel“ (Ultima Ratio) darstellen.

3.3 Welche Tatbestandsmerkmale des § 45 Abs. 7 Bundesnaturschutz-
gesetz (BNatSchG) liegen bei diesem Wolf vor (bitte einzeln aufführen 
und begründen)?

§ 45 Abs. 7 BNatSchG wird – soweit es um Zugriffshandlungen für die Art Wolf geht – 
seit Aufnahme des Wolfs ins Jagdrecht und der klarstellenden Streichung des § 45a 
BNatSchG als „konfligierende Vorschrift“ durch die jagdrechtlichen Bestimmungen 
zur Jagd auf Wölfe (insb. § 22d BJagdG) nach § 37 Abs. 2 BNatSchG verdrängt (vgl. 
auch BT-Drs. 21/3546, S. 38).

4.1 Auf welcher Rechtsgrundlage erfolgte die Abschussgenehmigung 
(bitte genau darlegen und begründen)?

Die Rechtsgrundlage für den Bescheid des Landratsamts Oberallgäu vom 30.04.2026 
bildet § 22d Abs. 3 Satz 1, Abs. 2 Satz 5 BJagdG. Die Vorschrift des § 22d Abs. 3 
Satz 1 BJagdG wird nach § 22d Abs. 2 Satz 5 BJagdG entsprechend angewendet, 
da zum Zeitpunkt der Erteilung der Abschussgenehmigung die in § 22d Abs. 2 Satz 4 
Hs. 2 BJagdG geregelte Jagdzeit (1. Juli bis 31. Oktober) noch nicht begonnen hat. 
Im Übrigen wird auf die Antwort unter Frage 3.3 verwiesen.

4.2 Welche zeitliche und konkrete räumliche Befristung sieht die Ge-
nehmigung vor?

Die Genehmigung des Landratsamts Oberallgäu vom 30.04.2026 war befristet bis 
31.05.2026. Aufgrund des im Nachgang bestätigten Risses vom 27.04.2026 wurde 
durch Bescheid vom 29.05.2026 die Befristung auf den 08.06.2026 verlängert. Der 

Bayerischer Landtag    19. Wahlperiode  Seite 6 / 11 Drucksache 19 / 12638



Bundesgesetzgeber hat in § 22d Abs. 3 Satz 3 BJagdG für den in § 22d Abs. 3 Satz 2 
BJagdG vorgesehenen Fall eine zeitliche Dauer von sechs Wochen ab einem fest-
gestellten Riss als zeitlich angemessen angesehen. Bei der Befristung des Bescheids 
fand eine Orientierung  an diesem Zeitrahmen statt.

Sofern mit „konkrete räumliche Befristung“ der räumliche Geltungsbereich des Be-
scheids gemeint sein sollte, so war dieser auf zusammenhänge Reviere in der Nähe 
der Rissereignisse vom 18. und 27.04.2026 beschränkt.

Der Bundesgesetzgeber hat in § 22d Abs. 3 Satz 3 BJagdG für den in § 22d Abs. 3 
Satz 2 BJagdG vorgesehenen Fall einen Radius von 20 km um einen Schadensort 
als angemessenen räumlichen Wirkungsbereich angesehen. Der räumliche Geltungs-
bereich des Bescheids blieb unter diesem Radius.

4.3 Wie wird weiter vorgegangen, wenn innerhalb des Zeitraums der zeit-
lichen Befristung der Genehmigung der Abschuss nicht erfolgt ist?

Die Genehmigung des Landratsamts Oberallgäu hat sich mit Ablauf des 08.06.2026 
durch Zeitablauf nach Art. 43 Abs. 2 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz 
(BayVwVfG) erledigt.

Die Erteilung einer erneuten Genehmigung nach § 22d Abs. 3 Satz 1 BJagdG ist bei 
Vorliegen neuer Rissereignisse oder Vorfällen, die eine Subsumtion unter die dort ge-
nannten Tatbestandsvoraussetzungen erlauben, möglich.

5.1 Wie wird sichergestellt, dass nur der Wolf, auf den sich die Abschuss-
genehmigung bezieht, geschossen wird (bitte für den konkreten Fall 
und grundsätzlich darlegen)?

5.2 Was sind die juristischen Konsequenzen für alle Beteiligten, wenn 
ein anderer Wolf als der, auf den sich die Abschussgenehmigung 
bezieht, geschossen wird (bitte für den konkreten Fall und grund-
sätzlich darlegen)?

Die Fragen 5.1 und 5.2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Die Abschussgenehmigung erstreckte sich auf einen Wolf, nicht auf ein bestimmtes 
Exemplar bzw. Individuum. Es wird im Übrigen auf die Antwort zu Frage 1.1 verwiesen.

5.3 Welche Auswirkungen auf den Abschuss von Wölfen bzw. die Erteilung 
von Abschussgenehmigungen hat aus Sicht der Staatsregierung der 
Wegfall des § 45a BNatSchG?

In der Begründung zum Gesetzentwurf der Bundesregierung (BT-Drs. 21/3546, S. 38) 
wird die Streichung des § 45a BNatSchG wie folgt begründet: „§ 45a des Bundesnatur-
schutzgesetzes kann gestrichen werden, da wesentliche Regelungsinhalte dieser Vor-
schrift in das Bundesjagdgesetz überführt worden sind.“

Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 3.3 verwiesen.
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6.1 Welche konkreten juristischen Subsumtionen und Prüfungen (z. B. 
Vorliegen von normativen Tatbestandsvoraussetzungen – bitte genau 
bezeichnen) müssen erfolgen, bevor eine Abschussgenehmigung  
erteilt werden kann?

6.2 Welche wildbiologischen und sonstigen Untersuchungen (z. B. günsti-
ger Erhaltungszustand, Muttertierschutz, Rudelstruktur, Feststellung 
des Individuums etc.) müssen erfolgen, bevor eine Abschussge-
nehmigung für einen Wolf erteilt werden kann?

Die Fragen 6.1 und 6.2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Das Bundesjagdgesetz sieht eine Vielzahl von Rechtsgrundlagen für Wolfsabschüsse 
vor, die unterschiedliche Tatbestandsvoraussetzungen haben. Somit bestehen bei der 
Ermittlung des Sachverhalts sowie der Prüfung der Rechtslage unterschiedliche An-
forderungen. Für eine (nicht abschließende) Darstellung möglicher Rechtsgrundlagen 
wird auf die Antworten zu den Fragen 8.1 und 8.2 verwiesen.

6.3 Welche juristischen und praktischen Konsequenzen für das Wolfs-
management ergeben sich aus der Übernahme des Wolfes in das 
Bundesjagdgesetz (BJagdG) und das Bayerische Jagdgesetz (BayJG; 
bitte alle Konsequenzen für alle Beteiligten [z. B. Behörden, Natur-
schutz, Jägerschaft etc.] aufzählen)?

Nach Aufnahme des Wolfs in das Jagdrecht sind nach Art. 52 Abs. 3 Bayerisches Jagd-
gesetz (BayJG) für behördliche Entscheidungen im Zusammenhang mit der Jagd auf 
Wölfe die unteren Jagdbehörden zuständig. Eine Entscheidungsbefugnis der Natur-
schutzbehörden für Ausnahmen nach § 45 Abs. 7 BNatSchG oder Befreiungen nach 
§ 67 Abs. 2 BNatSchG von den Verboten in § 44 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BNatSchG 
besteht durch die besonderen jagdrechtlichen Bestimmungen beim Wolf nach § 37 
Abs. 2 BNatSchG insoweit nicht mehr (vgl. Antwort zu Frage 3.3).

Die Revierinhaber haben nach § 1 Abs. 1 BJagdG die ausschließliche Befugnis, Wölfe 
– wie jedes andere Wild auch – zu hegen, auf sie die Jagd auszuüben und sie sich 
anzueignen. In § 22d Abs. 1 BJagdG sind besondere Anzeige- und Duldungspflichten 
bei gefundenen oder erlegten Wölfen für Revierinhaber und Jagdausübende normiert.

Nach § 22d Abs. 4 Satz 1 Nr. 1, Satz 3 BJagdG sind ggf. Anordnungen durch die Jagd-
behörde gegenüber den Revierinhabern möglich. Im Übrigen wird auf die Antworten 
zu den Fragen 7.1 bis 7.3 verwiesen.

7.1 Haben Jägerinnen und Jäger durch die Übernahme des Wolfes ins 
BJagdG und das BayJG nunmehr eine Hegepflicht für den Wolf?

Mit dem Jagdrecht ist nach § 1 Abs. 1 Satz 2 BJagdG auch die Pflicht zur Hege ver-
bunden. Dies gilt für sämtliches dem Jagdrecht unterfallendes Wild, soweit die Aus-
nahme für invasive Arten nach § 28a Abs. 3 Hs. 1 BJagdG nicht vorliegt. Der Wolf 
unterliegt nach § 18 Nr. 1.29 Verordnung zur Ausführung des BayJG (AVBayJG) dem 
Jagdrecht und ist keine invasive Art im Sinne des § 28a Abs. 3 Hs. 1 BJagdG.
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7.2 Welches Ziel hat die für den Wolf existierende Hegepflicht für die 
Wolfspopulation und ihre Lebensgrundlagen?

Die Hege hat nach § 1 Abs. 2 Satz 1 BJagdG zum Ziel die Erhaltung eines den land-
schaftlichen und landeskulturellen Verhältnissen angepassten artenreichen und ge-
sunden Wildbestandes sowie die Pflege und Sicherung seiner Lebensgrundlagen; auf-
grund anderer Vorschriften bestehende gleichartige Verpflichtungen bleiben unberührt.

7.3 Wie haben Jägerinnen und Jäger aus Sicht der Staatsregierung kon-
kret die Hegepflicht für den Wolf umzusetzen (bitte alle Maßnahmen 
aufzählen)?

Die Hege muss nach § 1 Abs. 2 Satz 2 BJagdG so durchgeführt werden, dass Beein-
trächtigungen einer ordnungsgemäßen land-, forst- und fischereiwirtschaftlichen Nut-
zung, insbesondere Wildschäden, möglichst vermieden werden. Verboten ist allerdings 
das Füttern wildlebender Wölfe (§ 22c Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BJagdG, vgl. auch Art. 43 
Abs. 2 Satz 3 BayJG) sowie die Aufnahme kranker oder verletzter Wölfe zum Zwecke 
der Gesundpflege (§ 22c Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BJagdG, vgl. auch Art. 22a Abs. 4 BayJG).

8.1 Können Wölfe durch die Übernahme des Wolfs ins Jagdrecht auch ohne 
durch die zuständigen Behörden erteilte Abschussgenehmigungen 
für einzelne konkret benannte Individuen geschossen werden?

8.2 Falls ja in Frage 8.1, wie ist das korrekte juristische Vorgehen (bitte 
konkrete Rechtsgrundlagen, Art des Bescheides und zuständige 
Behörde benennen), um Wölfe auch ohne durch die zuständigen 
Behörden erteilte Abschussgenehmigungen für einzelne konkret 
benannte Individuen schießen zu können?

Die Fragen 8.1 und 8.2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Behördliche Genehmigungen nach § 22d Abs. 3 Satz 1 BJagdG zur Jagd auf einen 
Wolf verlangen nach ihrem Wortlaut keine konkrete Festlegung eines zu bejagenden 
Individuums. Insoweit wird auf die Antwort der Frage 1.1 verwiesen.

In § 22d Abs. 3 Sätze 2 bis 4 BJagdG ist zudem ein besonderes Verfahren geregelt, 
in dem die Jagd auf einen Wolf auch ohne behördliche Genehmigung in einem Radius 
von 20 km um den Rissort für sechs Wochen zulässig ist, wenn ein bestellter Sachver-
ständiger für Wolfsrisse festgestellt hat, dass der Schaden von einem Wolf verursacht 
worden ist und trotz zumutbarer ergriffener Herdenschutzmaßnahmen, die geeignet 
sind, Tiere vor Angriffen durch den Wolf zu schützen, eingetreten ist.

§ 22d Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 BJagdG sieht die behördlich angeordnete Jagd – ausdrück-
lich „auch ohne Zuordnung eines Schadens zu einem bestimmten Einzeltier“ – auf 
Einzeltiere, einzelne Individuen eines Rudels oder ein gesamtes Wolfsrudel vor. § 22d 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BJagdG lässt die Ausweisung Weidegebieten unter den dort ge-
nannten Voraussetzungen zu, in denen die Bejagung von Wölfen – auch ohne erneute 
behördliche Genehmigung – zulässig ist.

Auch ein revierübergreifender Managementplan nach § 22d Abs. 2 Satz 1 BJagdG ver-
langt nach seinem Wortlaut keine Festlegung einzelner Individuen. Die Jagd auf den 
Wolf darf nach Maßgabe des Managementplans jeweils vom 1. Juli bis zum 31. Ok-
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tober ausgeübt werden (vgl. § 22d Abs. 2 Satz 4 BJagdG). Für schwer kranke Wölfe 
gilt zudem § 22a Abs. 1 BJagdG.

8.3 Welchen Einfluss auf Abschussgenehmigungen von Wölfen (ob für 
konkrete Individuen oder Wölfe allgemein) hat der günstige Erhaltungs-
zustand des Wolfes in den jeweiligen biogeografischen Regionen?

Revierübergreifende Managementpläne können nach § 22d Abs. 2 Satz 1 BJagdG nur 
aufgestellt werden, soweit „sich die Tierart Wolf in einem günstigen Erhaltungszustand 
befindet“. Nach dem letzten Nationalen FFH-Bericht (FFH = Fauna-Flora-Habitat) 
2025 besteht in der auch in Bayern gelegenen kontinentalen biogeografischen Re-
gion bei der Tierart Wolf ein günstiger Erhaltungszustand. Ist ein revierübergreifender 
Managementplan erstellt worden, darf die Jagd auf den Wolf jeweils vom 1. Juli bis 
zum 31. Oktober ausgeübt werden; die Jagd ist nach Maßgabe des Managementplans 
auszuüben (vgl. § 22d Abs. 2 Satz 4 BJagdG).

Nach § 22d Abs. 2 Satz 5 BJagdG findet § 22d Abs. 3 BJagdG, der nach seinem Wort-
laut zunächst nur im ungünstigen Erhaltungszustand Anwendung findet, auch in der 
Schonzeit und im Fall, dass ein revierübergreifender Managementplan noch nicht auf-
gestellt worden ist, entsprechend Anwendung.

§ 22b Abs. 1 BJagdG findet hingegen nur im ungünstigen Erhaltungszustand Anwendung.
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Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in 
der Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit können Internetadressen verkürzt dargestellt sein. 
Die vollständige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen Version 
des Dokuments direkt aufrufbar. Zusätzlich ist diese als Fußnote vollständig dargestellt. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und 
der  Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente 
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen 
zur Verfügung.
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